Presserklärung zum Planfeststellungsbeschluss

Ausbauwünsche der FRAPORT AG von der CDU uneingeschränkt erfüllt
Der vorliegende Planfeststellungsbeschluss des hessischen Umweltministers Riehl (CDU) unterstützt den Ausbauwunsch der FRAPORT AG in vollem Umfang.

In den Unterlagen spielt der Lärmschutz für AnwohnerInnen und die Zunahme der krebserregenden Schadstoffe keine Rolle. Die Klimarelevanz des Flugverkehrs bleibt unberücksichtigt.

Die erschreckenden Fakten:

· Die Prognose der FRAPORT AG liegt bei 701.000 Flugbewegungen für das Jahr 2020, 88,6 Millionen Passagiere, 4,6 Millionen Tonnen Fracht, 73.000 Tonnen Luftpost 

· Die Kapazität des 4 Bahn-Systems wird jährlich etwas mehr als 900.000 Flugbewegungen ermöglichen 

· Terminal 1 und 2 wickeln bereits heute 54 Millionen Passagiere ab, mit dem Bau des Terminals 3 im Südbereich des Flughafens (in unmittelbarer Anschluß an Walldorf) wird die Kapazität bei 100 Millionen Passagieren pro Jahr liegen. 

· Da ein Großteil der Passagiere mit dem PKW anreist, wird die Bundesautobahn je Fahrtrichtung um eine zusätzliche Spur erweitert. Die gesamte Zunahme des LKW und PKW Zubringerverkehrs erhöht die Schadstoffbelastung der gesamten Umgebung. 

In der Abwägung des Ministers spielt die Gesundheit der hier lebenden Menschen keine Rolle. Das wird auch an folgendem Beispiel aus dem Planfeststellungsbeschluss deutlich, denn ähnliche Aussagen ließen sich seitenweise zitieren:

„PFB: 9.3.1.2 Nicht bewohntes Gelände
In den sich an den Flughafen unmittelbar anschließenden Waldflächen werden im Planungsfall im Jahresmittel Belastungsspitzen von über 50 µm/m3 an NO2 erreicht. Dies hindert die Planfeststellung des Ausbauvorhabens nicht.
Erholungssuchende halten sich nur vorübergehend und gelegentlich in diesem Belastungsgebiet auf, sie sind keinem Jahresmittelwert von über 40 µm/m3 NO2 ausgesetzt. Das nämliche gilt für die Nutzer der (stark befahrenen) Autobahnen A3, A5 und A 67. Auch dort sind Belastungsspitzen an NO2 Konzentrationen von bis zu 47 µm/m3 im Jahresmittel im Planungsfall zu erwarten. Diese Überschreitungen stehen einer Planfeststellung des Ausbauvorhabens nicht entgegen. Die Kraftfahrer an den Autobahnen halten sich dort nicht über eine, gemessen an einem Jahr, signifikante Zeitspanne auf, auch sie sind dieser Schadstoffbelastung nicht dauerhaft ausgesetzt.“

Nun markieren die hier genannten Autobahnen A3, A5 und A 67 die „Grenzen unserer unmittelbaren Waldgebiete oder verlaufen mitten durch unsere „Walderholungsgebiete“. Aber da der Minister meint, wir halten uns dort nicht länger auf als ein Kraftfahrer, der z.B. von Basel nach Hamburg unterwegs ist, kann er eigentlich nur davon ausgehen, dass kein Mörfelden-Walldorfer Bürger mehr in den Wald geht oder mit einem Schadstoffmessgerät ausgestattet werden muss, das ihm signalisiert, ab wann er die signifikante Zeitspanne des Waldbesuchs überschritten hat und ab dann zu Hause bleiben muss!

Der Planfeststellungsbeschluss beinhaltet weiterhin folgende Aussagen:

· Zwischen 23 Uhr und 5 Uhr (Mediationsnacht) werden 17 planmässige Flüge pro Nacht und 

· Zwischen 22 Uhr und 6 Uhr durchschnittlich 150 Flugbewegungen pro Nacht erlaubt sein 

· Verspätete Flugzeuge bis 0 Uhr bzw. ab 5 Uhr landen ohne Anrechnung auf dieses Kontingent, ferner bleiben nachträgliche Änderungen für den Zeitraum zwischen 23 und 5 Uhr vorbehalten. Zwischen 1 und 4 Uhr dürfen Fracht- und Postflugzeuge starten. 

Diese Festsetzungen führen dazu, dass die zunächst festgelegten Zahlen (17 und 150) veränderbar sind.

Die Landegenehmigung für verspätete Flugzeuge erteilt im Verkehrsministerium ein Mitarbeiter der FRAPORT AG.

Fazit:
Im Planfeststellungsbeschluss sind die Einwände der Bevölkerung und der Kommunen nicht berücksichtigt.
Der internationale Flughafen darf auf Kosten der Anwohnerinnen wie ein Krebsgeschwür im dicht besiedelten Ballungsraum weiter wachsen.

Wertvolle Flächen auf dem Flughafengelände stehen nicht dem Flugbetrieb zur Verfügung, sondern werden als Gewerbegelände zweckentfremdet. Der Flughafen tritt damit in Konkurrenz zu den Umlandgemeinden, was zu einer Schwächung der kommunalen Finanzen durch entgangene Gewerbesteuer bei den Gemeinden führt. Gleichzeitig sollen zusätzlich zur neuen Landebahn riesige Waldflächen südlich des Flughafens abgeholzt und als neues Betriebsgelände genutzt werden: Ein unglaubliches Vorgehen der Fraport auf Kosten von Natur und Anwohnern, das jetzt vom CDU-Wirtschaftsministerium abgesegnet worden ist.

Das im Ausbaufall in der Mediation verankerte Nachtflugverbot blieb im Planfeststellungsbeschluss unberücksichtigt.
Ministerpräsident Koch hat sein Versprechen: „Ohne Nachtflugverbot kein Flughafenausbau, ohne Flughafenausbau kein Nachtflugverbot“ gebrochen.

An einer Klage führt kein Weg vorbei!
Andrea Winkler, Fraktionsgeschäftsführerin                    
Franz Urhahn, Erster Stadtrat

